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Die Entscheidung der US-Regierung unter Präsident Donald Trump, die Entwicklungsbehörde
USAID drastisch zu reduzieren und die Migrationspolitik zu verschärfen, hat weltweit
Besorgnis ausgelöst. Insbesondere kirchliche Vertreter sehen darin einen Bruch mit
fundamentalen moralischen Prinzipien, die auf Solidarität und Nächstenliebe basieren.
Kardinal Michael Czerny, im Vatikan zuständig für Migration und Entwicklung, warnt vor den
gravierenden Konsequenzen dieser Politik.

Die Bedeutung von USAID für die globale Entwicklung

USAID ist seit Jahrzehnten ein zentraler Pfeiler der internationalen
Entwicklungszusammenarbeit der Vereinigten Staaten. Mit einem Budget von zuletzt über 40
Milliarden US-Dollar finanziert die Behörde Programme in den Bereichen Bildung,
Gesundheitsversorgung, Katastrophenhilfe und wirtschaftliche Entwicklung. Besonders
betroffen von den aktuellen Kürzungen sind kirchliche Organisationen wie die Catholic Relief
Services, die in zahlreichen Krisenregionen humanitäre Hilfe leisten.

Die plötzliche Einstellung der Mittel stellt diese Organisationen vor immense
Herausforderungen. Die kurzfristige Annullierung von Verpflichtungen untergräbt die
Glaubwürdigkeit der USA als verlässlicher Partner und bringt bestehende Projekte in Gefahr.
Während Reformen legitim sind, betont Kardinal Czerny, dass es verantwortungsvollere Wege
gebe, Missstände in der Entwicklungspolitik zu korrigieren, anstatt eine Institution wie USAID
zu zerschlagen.

Geopolitische und moralische Implikationen

Neben der humanitären Dimension haben die Kürzungen auch geopolitische Auswirkungen.
USAID-Projekte dienen nicht nur der Hilfeleistung, sondern stärken auch die Soft Power der
USA und setzen ein Gegengewicht zu Ländern wie China, die ihren Einfluss in
Entwicklungsländern zunehmend ausbauen. Die abrupte Reduzierung dieser Hilfen könnte
langfristig zu einer Schwächung der globalen Stellung der Vereinigten Staaten führen.

Aus moralischer Sicht werfen die Kürzungen ernste Fragen auf. Christliche Nächstenliebe
erfordert Solidarität mit den Schwächsten. Dass eine Regierung, die von vielen konservativen
Christen unterstützt wird, ausgerechnet bei der internationalen Hilfe spart, erscheint
paradox. Während moralische Grundsätze oft hochgehalten werden, scheint es hier eine
selektive Anwendung zu geben.

Migrationspolitik: Abschreckung statt Lösung
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Parallel zur Neuausrichtung der Entwicklungspolitik geht eine drastische Verschärfung der
Migrationspolitik einher. Seit der Amtseinführung von Präsident Trump wurden tausende
Menschen bei verschärften Einwanderungskontrollen festgenommen, einige davon in
Bundesgefängnissen oder gar auf Guantanamo Bay interniert. Dies löst bei humanitären
Organisationen und der katholischen Kirche große Besorgnis aus.

Kardinal Czerny spricht in diesem Zusammenhang von einer „Terrorisierung“
Schutzsuchender und plädiert für eine Politik, die nicht allein auf Abschreckung setzt,
sondern humane Lösungen sucht. Papst Franziskus hat wiederholt betont, dass die Aufnahme
von Migranten eine moralische Verpflichtung sei, solange dies innerhalb der Kapazitäten
eines Landes möglich ist. Die USA, eine Nation mit einem reichen Migrationshintergrund,
sollten hier mit gutem Beispiel vorangehen.

Ein Widerspruch christlicher Werte?

Die US-Konferenz der katholischen Bischöfe hat bereits scharfe Kritik an den jüngsten
Exekutivverordnungen geübt, die nicht nur Migration, sondern auch Umweltpolitik und die
Ausweitung der Todesstrafe betreffen. Diese Maßnahmen stehen im Kontrast zu den Werten,
die die katholische Kirche betont.

Der politische Schulterschluss zwischen konservativen Christen und der Trump-
Administration erscheint vor diesem Hintergrund zunehmend widersprüchlich. Während das
Verbot der Abtreibung als „vorrangiges Anliegen“ betrachtet wird, scheinen andere
moralische Fragen, wie der Umgang mit Flüchtlingen oder Entwicklungshilfe, in den
Hintergrund zu treten. Eine kohärente christliche Haltung müsste jedoch umfassender sein
und alle Bereiche des Lebensschutzes einbeziehen.

Eine Frage der Verantwortung

Die derzeitige US-Politik stellt nicht nur eine Abkehr von langjährigen diplomatischen und
humanitären Traditionen dar, sondern auch eine Belastungsprobe für das moralische
Selbstverständnis konservativer Christen. Die Verantwortung für die Schwächsten der Welt
endet nicht an der eigenen Landesgrenze.

Es bleibt abzuwarten, ob diese Maßnahmen Bestand haben oder ob sich Widerstand in der
Gesellschaft und innerhalb der religiösen Gemeinschaften formiert. Eines aber ist klar: Die
Konsequenzen werden Millionen von Menschen weltweit betreffen, deren Leben von der
amerikanischen Entwicklungshilfe abhängt.
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